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Bundesgesetz, mit dem das Apothekengesetz und das Arzneimittelgesetz geändert werden 
 

Vereinfachte wirkungsorientierte Folgenabschätzung 
 

Einbringende Stelle: Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
Vorhabensart: Bundesgesetz 

Laufendes Finanzjahr: 2023 
Inkrafttreten/ 

Wirksamwerden: 
2023 

Vorblatt 
 

Problemanalyse 
Apothekengesetz: 
Die Einführung des e-Rezeptes führte zu einer Vereinfachung der Weiterleitung von ärztlichen Rezepten. 
In der Praxis zeigt sich, dass Vereinbarungen zur Zuweisung von Verschreibungen getroffen werden bzw. 
ärztliche Verschreibungen aus wirtschaftlichen Motiven unmittelbar an bestimmte Apotheken übermittelt 
werden. 
Zudem werden gehäuft Geschäftsmodelle entwickelt, die im wirtschaftlichen Interesse ärztliche 
Verschreibungen verschiedener Personen sammeln und an bestimmte Apotheken weiterleiten bzw. 
übermitteln. 
Arzneimittelgesetz: 
Erfahrungen aus der Praxis haben gezeigt, dass durch sogenannte „Abholstationen“ flexible 
Möglichkeiten zur Übergabe von (vor)bestellten Produkten geschaffen werden können. Dies ist 
arzneimittelrechtlich zu regeln. 
 

Ziel(e) 
Apothekengesetz: 
Mit der gegenständlichen Regelung soll verhindert werden, dass Vereinbarungen zur Zuweisung von 
Verschreibungen getroffen werden bzw. ärztliche Verschreibungen aus wirtschaftlichen Motiven 
unmittelbar an bestimmte Apotheken übermittelt werden. 
Zudem wird sämtlichen Geschäftsmodellen entgegengetreten, die im wirtschaftlichen Interesse ärztliche 
Verschreibungen verschiedener Personen sammeln und an bestimmte Apotheken weiterleiten bzw. 
übermitteln. Damit soll verhindert werden, dass die insbesondere der Bedarfsprüfung zugrunde liegenden 
Zwecke unterlaufen werden, wenn die Verteilung von Patient:innen aus sachfremden Motiven auf 
einzelne Apotheken konzentriert wird. 
Arzneimittelgesetz: 
Durch die gegenständliche Novelle wird es ermöglicht, dass auch öffentliche Apotheken Abholfächer 
bzw. Abholstationen einrichten dürfen. 
 

Inhalt 
Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme(n): 
Apothekengesetz: 
Anpassung des Apothekengesetzes zur Sicherstellung der freien Apothekenwahl durch die gesetzliche 
Verankerung eines Zuweisungsverbots. Das Verbot gilt für sämtliche Vereinbarungen und sonstige 
abgestimmte Verhaltensweisen, die die Zuweisung von Verschreibungen an Apotheken zum Gegenstand 
haben. 
Arzneimittelgesetz: 
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Anpassung des Arzneimittelgesetzes zur Ermöglichung der Hinterlegung von rezeptfreien Arzneimittel an 
Letztverbraucher:innen durch Konkretisierung der „Abgabe im Fernabsatz“. 
 
Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 
 
Das Vorhaben hat keinen direkten Beitrag zu einem Wirkungsziel. 
 
Aus der gegenständlichen Maßnahme ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen auf den Bund, die 
Länder, die Gemeinden oder auf die Sozialversicherungsträger. 
 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
Die vorgesehenen Regelungen fallen nicht in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen 
Union. 
 

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens 
Keine. 
 
Diese Folgenabschätzung wurde mit der Version 5.12 des WFA – Tools erstellt (Hash-ID: 92941851). 
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